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Die Berliner Klimakonferenz im Früh-
jahr 1995 hat einmal mehr deutlich
gemacht: Um den vom Menschen verur-
sachten Klimaveränderungen gegenzu-
steuern, ist ein Umdenken auf individuel-
ler wie gesellschaftlicher Ebene notwen-
dig. Ein solcher Prozeß muß für alle glo-
balen Umweltveränderungen einsetzen;
die Haupttrends dieser Veränderungen
haben sich in den vergangenen Jahren
nicht entschärft, sondern eher verschärft.

Der Wissenschaftliche Beirat der Bun-
desregierung Globale Umweltverände-
rungen (WBGU) beschreibt in dem vor-
liegenden Jahresgutachten Wege zur
Lösung globaler Umweltprobleme. Zwar
sind in vielen Bereichen endgültige
Lösungen noch nicht erkennbar, aber der
Beirat geht davon aus, daß bei entspre-
chendem Willen und Handeln der Betei-
ligten die anstehenden Probleme im Prin-

zip lösbar, also irreversible katastrophale
Entwicklungspfade nicht zwangsläufig
sind. Ob diese Wege auch beschritten
werden, ist aber offen, denn es bedarf
dazu erheblicher Umorientierungen im
lokalen, nationalen und globalen Maß-
stab.

Zwei Wege sind parallel zu verfolgen:
Zum einen müssen die gesellschaftlichen
Voraussetzungen zur Lösung globaler
Umweltprobleme verbessert werden;
diese Maßnahmen auf individueller und
institutioneller Ebene fordern Staat und
Gesellschaft. Zum anderen müssen für
verschiedene Bereiche globaler Umwelt-
probleme in einem demokratischen Ab-
stimmungsprozeß internationale Verein-
barungen formuliert bzw. verschärft und
mit geeigneten Maßnahmen durchgesetzt
werden.
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Einleitung

Gesellschaftliche Voraussetzungen zur Lösung 
globaler Umweltprobleme

Umweltbewußtsein und
Umweltbildung

In den meisten internationalen Erklärun-
gen und Konventionen zur Bewältigung
globaler Umweltprobleme und ihrer Fol-
gen werden eine Stärkung des Umweltbe-
wußtseins der Bevölkerung und Maßnah-
men zur Umweltbildung gefordert. Glo-
bale Umweltpolitik wird ihre Aufgaben

nur erfüllen können, wenn hinter den
politischen Entscheidungsträgern aus den
einzelnen Staaten eine Bevölkerung
steht, deren Umweltbewußtsein und
Bereitschaft zu umweltgerechtem Verhal-
ten sie auch die Lösung der globalen
Umweltprobleme einfordern läßt. Erst
wenn die Notwendigkeit einer nachhalti-
gen Entwicklung (sustainable develop-
ment) im Bewußtsein der Menschen in



ihren verschiedenen Rollen und Positio-
nen in der Gesellschaft ihren festen Platz
hat, können auch Strategien der Verhal-
tensänderung wirksam werden. Gefordert
sind daher weltweit umfassende Maßnah-
men zur Umweltbildung.

Die Problemwahrnehmung der Bevölke-
rung ist eine wichtige Voraussetzung für
die notwendige Änderung umweltrele-
vanter Produktions- und Konsumformen.
Ein „Umweltbewußtsein“ in diesem
Sinne ist mittlerweile längst nicht nur in
den Industrieländern zu finden, auch
wenn sich zum Teil beträchtliche Unter-
schiede zwischen einzelnen Ländern zei-
gen. Ein weltweites, international ver-
gleichbares Survey-System zur kontinu-
ierlichen Erfassung umweltbezogener
Wahrnehmungen und Einstellungen fehlt
allerdings derzeit noch. Da solche Infor-
mationen für Maßnahmen zum Erreichen
einer Verhaltensänderung von entschei-
dender Bedeutung sind, sollten die
Bemühungen, im Rahmen des Human
Dimensions of Global Environmental
Change Programme (HDP) ein entspre-
chendes Instrumentarium zu entwickeln,
von der Bundesrepublik nachdrücklich
unterstützt werden.

Umweltbildung stellt einen wichtigen
Weg zum Verlernen umweltschädigender
und zum Erlernen umweltgerechter Ver-
haltensweisen dar. Kriterien für eine
erfolgreiche Umweltbildung sind zum
einen das Lernen aus der unmittelbaren
und vermittelten Erfahrung in alltägli-
chen Lebenszusammenhängen (Situa-
tionsorientierung), im Zusammenhang
mit dem eigenen Handeln (Handlungs-
orientierung), und zum anderen die Ein-
bindung der zu vermittelnden Inhalte in
den gesellschaftlich-politischen Kontext
(Problemorientierung). Trotz vieler poli-
tischer Absichtserklärungen, Initiativen
und Programme muß Umweltbildung
gerade in bezug auf globale Umweltver-

änderungen heute weltweit noch als
unterentwickelt bezeichnet werden. Dies
darf aber nicht über erhebliche Unter-
schiede zwischen einzelnen Ländern hin-
wegtäuschen. In den Industrieländern des
Nordens, in denen Umweltbildung einen
relativ gesicherten Status sowohl im for-
malen Bildungssystem als auch außer-
halb davon eingenommen hat, dominiert
bei Umweltbildungsmaßnahmen eher
eine lokale, regionale und nationale
Sichtweise. In Entwicklungsländern da-
gegen bestehen erhebliche strukturelle
Defizite der Bildungssysteme, was auch
dazu führt, daß Umweltbildung nur
schwach ausgeprägt ist. Hier kommt dem
Engagement von Nichtregierungsorgani-
sationen (NRO) große Bedeutung zu.

 

Empfehlungen:
• Stärkung der Umweltbildung im Rah-

men der Gesamtkonzeption staatli-
cher Umweltpolitik.

• Förderung einer Vernetzung der
Umweltbildungsmaßnahmen von
staatlichen und nichtstaatlichen Trä-
gern.

• Konsequente Integration von Um-
weltbildung in die Programme und
Maßnahmen der Entwicklungspolitik.

• Stärkung internationaler Organisatio-
nen (z.B. der UNESCO) zur Umset-
zung internationaler Übereinkommen
in konkrete Bildungskontexte.

• Aufgreifen von bildungsrelevanten
Fragestellungen im Rahmen interna-
tionaler Konferenzen, z.B. der zwei-
ten Vertragsstaatenkonferenz zur Kli-
marahmenkonvention.

• Stärkung der Umweltbildung als For-
schungsfeld der Umweltwissenschaf-
ten (Analyse und vergleichende Be-
wertung).

2 WBGU Jahresgutachten 1995 – Kurzfassung



Wissensaustausch und
Technologietransfer

Die Verstärkung des Technologietrans-
fers von den Industrieländern in die Ent-
wicklungsländer zählt zu den klassischen
Forderungen der Entwicklungspolitik
und ist inzwischen auch in den internatio-
nalen Umweltvereinbarungen verankert.
Der Beirat hebt hervor, daß dieser Tech-
nologietransfer im umfassenden Sinne
als Wissensaustausch zu verstehen ist, bei
dem die Industrieländer ebenso von Ent-
wicklungsländern lernen können wie
umgekehrt. Dies betrifft nicht nur die
Werthaltungen und sozialen Strukturen
anderer Kulturen, sondern auch deren
angepaßte Technologien, wie etwa
Bodenbewirtschaftungsformen, Bewäs-
serungstechniken oder Arten der Wald-
nutzung. Daher sollte die Wissensent-
stehung bzw. Reaktivierung tradierten
Wissens in den Entwicklungsländern
unterstützt werden.

Wissenstransfer erfolgt in hohem Maß
über Markt- und Wettbewerbsprozesse
durch die Zuweisung von Verfügungs-
bzw. Zugangsrechten an bestehendem
und neuem Wissen. Ein solcher Wissens-
austausch findet bisher überwiegend zwi-
schen den Industrienationen statt. Wie die
Erfahrungen der asiatischen Auf-
schwungländer zeigen, zählen eine kon-
sequente Bildungsreform und der Ausbau
der eigenen Forschung zu den wichtig-
sten Voraussetzungen für einen Aus-
tausch. Hier sollten Maßnahmen und Pro-
gramme der Industrieländer ansetzen.

Defizite bestehen bei der Schaffung eines
Wettbewerbsrahmens für global agieren-
de Unternehmen, bei der Neuregelung
des Patentwesens bzw. des Rechts auf
geistiges Eigentum sowie beim Einsatz
des Haftungsrechts im Informationsaus-
tausch. Eine befriedigende Koordination
zwischen der Umwelt- und Entwick-

lungspolitik einerseits und Industrie- und
Handelspolitik andererseits ist bisher
kaum zu erkennen, sie wird aber an
Bedeutung gewinnen müssen.

Institutionen und Organisationen

Institutionen globaler Umweltpolitik be-
stehen wegen des Fehlens hierarchisch
übergeordneter Steuerungsinstanzen vor-
rangig in Regelungs- bzw. Organisations-
mustern horizontaler Selbstkoordination
zwischen Nationalstaaten; dabei wird
sowohl mit Instrumenten direkter wie
indirekter Steuerung gearbeitet. Interna-
tionale institutionelle Regeln und Prakti-
ken verändern sich im Rahmen eines Pro-
zesses, der dazu führen kann, daß sich im
Zeitablauf wirksamere Zielvorgaben und
Maßnahmen entwickeln und diese dann
umgesetzt werden.

Gemäß dem Grundprinzip nationalstaat-
licher Souveränität ist Umweltpolitik in
jedem Einzelfall an die Zustimmung
nationalstaatlicher Repräsentanten ge-
bunden. Der Entscheidungsprozeß voll-
zieht sich dementsprechend traditionell
in Verhandlungssystemen. Die Entschei-
dungsfindung ist daher von unterschiedli-
chen einzelstaatlichen Interessenstruktu-
ren geprägt und in der Regel schwierig
und langwierig. Auch die Implementation
vereinbarter internationaler Handlungs-
programme ist ein nur schwer durch-
schaubarer Prozeß, der meist nur anhand
entsprechender Berichte der National-
staaten überprüft werden kann. Und
selbst wenn Verstöße gegen vereinbarte
Regelungen festgestellt werden, läßt sich
die Einhaltung der jeweiligen Regelun-
gen im Rahmen der herkömmlichen
internationalen Politik nur unter ganz
bestimmten Bedingungen erzwingen.

Im Zuge der Internationalisierung der
Umweltpolitik seit Mitte der 80er Jahre
sind allerdings verschiedene institutio-
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nelle Innovationen eingeleitet worden.
Sie beziehen sich zum einen, im Sinne
direkter Steuerung, auf die Einrichtung
von Institutionen für einen geregelten
Finanz- und Technologietransfer von
Nord nach Süd; zum anderen sind, im
Sinne indirekter Steuerung, bestimmte
Änderungen der Verfahrens-, Ressour-
cen- und Organisationssteuerung vorge-
nommen worden.

Für den Finanz- und Technologietransfer
wurden wichtige institutionelle Arrange-
ments in der Form von Fonds eingerich-
tet, wobei z.B. im Falle des Montrealer
Protokolls und der Klimakonvention die
Umweltschutzverpflichtung der Ent-
wicklungsländer explizit und rechtlich
bindend an die Transferverpflichtung der
Industrieländer geknüpft wurde. Wenn
der Norden nicht zahlt, wird der Süden in
diesen Fällen von seinen Pflichten frei.

Darüber hinaus findet ein partieller Wan-
del der traditionellen direkten Steuerung
in der Umweltpolitik statt. Im Zeichen
des neuen Leitbildes des sustainable
development werden verstärkt Formen
indirekter Steuerung bevorzugt. Zu die-
sen innovativen Ansätzen gehören die
Entwicklung personeller und institutio-
neller Kapazitäten (capacity building) in
Entwicklungsländern, Ressourcentrans-
fer in ärmere Staaten, neue Beteiligungs-
rechte für nichtstaatliche Akteure und die
Vereinbarung von Verfahren, die einen
Interessenausgleich jenseits hierarchi-
scher Regelsetzung fördern und Ent-
scheidungsfindung wie Implementation
erleichtern und beschleunigen sollen.

Deutschland selbst hat bei der globalen
Umweltpolitikformulierung bisher nur in
wenigen Teilbereichen eine herausragen-
de Rolle gespielt; faktisch wurde auch
manche Chance der Einflußnahme ver-
tan. Dennoch besitzt die Bundesrepublik
durch ihr wirtschaftliches und technolo-

gisches Potential, ihre gewachsene allge-
meinpolitische Bedeutung – insbesonde-
re in der Europäischen Union –, aber
auch und besonders durch hohes
Umweltbewußtsein und die breite wohl-
wollende Unterstützung seitens der
Bevölkerung ein beträchtliches Potential
an Einfluß auf die weitere Entwicklung
der globalen Umweltpolitik. In einzelnen
Fällen globaler Vereinbarungen hat sich
Deutschland auch relativ stark finanziell
engagiert, beispielsweise in der GEF. Vor
diesem Hintergrund hat eine aktive Rolle
der Bundesrepublik im Sinne institutio-
neller Innovation globaler Umweltpolitik
beträchtliche Erfolgschancen.

Empfehlungen:
Ausbau und Änderung

• Verbesserung der Entscheidungs-
mechanismen von Konventionen und
Protokollen.

• Nutzung von Marktkräften zum
Schutz globaler Umweltgüter durch
Steuern, Sonderabgaben und Emis-
sionszertifikate.

• Gewährung größerer Informations-
und Partizipationsrechte für NRO.

Ergänzung und Erweiterung

• Einführung internationaler Umwelt-
Audits für Staaten und Wirtschafts-
zweige.

• Einrichtung eines Internationalen
Umwelt-Gerichtshofs bzw. Aktivie-
rung des Internationalen Gerichts-
hofs in Den Haag für Umweltfragen.

Grundsätzliche Umgestaltung

• UNEP könnte den Status einer UN-
Sonderorganisation erhalten.

• Errichtung einer Global Environmen-
tal Organisation nach Vorbild der
WTO.

Rolle Deutschlands
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• Schaffung ausreichender (und das
heißt in den meisten Fällen: größerer)
Kapazitäten zur Diagnose und Thera-
pie globaler Umweltprobleme.

• Entsprechende Forcierung des Enga-
gements und Stärkung der Kompe-
tenz deutscher Repräsentanten in
internationalen Institutionen mit
direktem und indirektem Umweltbe-
zug.

Wachstum und Verteilung der 
Weltbevölkerung

Das Wachstum und die Verteilung der
Weltbevölkerung sind entscheidende
Determinanten der globalen Umweltver-
änderungen. Die jährliche Zunahme von
ca. 95 Mio. Menschen, die sich verstär-
kende Urbanisierung vor allem in den
Ländern der Dritten Welt und der steigen-
de internationale Migrationsdruck auf die
Staaten Europas und Nordamerikas set-
zen zentrale Rahmenbedingungen für die
Bewältigung globaler Umweltprobleme.

Die Langfristprognosen zur Bevölke-
rungszunahme haben in den letzten Jah-
ren eine leichte Korrektur nach unten
erfahren. Dennoch darf dies keinen Anlaß
zum Nachlassen der Bemühungen um
Reduzierung der Wachstumsraten geben.
Insbesondere unter Berücksichtigung des
verlangsamten Fertilitätsrückgangs und
der Verzögerung des „demographischen
Übergangs” sollte man eher zu einer
gegenteiligen Schlußfolgerung kommen:
Gerade weil es Anlaß zur Hoffnung gibt,
daß die eingeleiteten Bemühungen auch
Erfolg haben können, müssen sie ver-
stärkt werden.

Die quantitative Zunahme internationa-
ler Wanderungen, insbesondere der
Flüchtlingsströme, ist besorgniserregend.
Lebten im Jahr 1989 etwa 50 Mio. Men-

schen (bzw. 1% der Weltbevölkerung)
außerhalb ihres Heimatlandes, so lag die
Gesamtzahl der grenzüberschreitenden
Migranten nur 3 Jahre später 1992 bereits
bei 100 Mio.

Insgesamt entfallen ca. 83% des weltwei-
ten Bevölkerungswachstums auf urbane
Regionen, d.h. die Stadtbevölkerung wird
in der kommenden Dekade jährlich um
etwa 75 Mio. Menschen zunehmen. Die
Städte werden durch natürlichen Bevöl-
kerungszuwachs und Zuwanderung über-
proportional beansprucht und vielfach
überlastet. Durch den rasanten Ausbau
der Städte entstehen gewaltige soziale
und ökologische Kosten. Gelingt es nicht,
diese Degenerationserscheinungen auf-
zuhalten, werden viele Städte ”kollabie-
ren”.

Empfehlungen:
In Anlehnung an die „Rio-Deklaration”
und die AGENDA 21 sieht der Beirat die
wichtigsten Zielsetzungen

• in der langfristigen Stabilisierung der
Bevölkerungszahl

– durch Bekämpfung der Armut
(Alterssicherung) und durch
Gleichstellung der Frau,

– durch Anerkennung des Rechts
auf Familienplanung als indivi-
duelles Menschenrecht und Ver-
besserung der Möglichkeiten zur
Familienplanung,

– durch Reduktion der Kindersterb-
lichkeit und Verbesserung der Bil-
dung und Ausbildung.

• in der Verhinderung und Reduzierung
von erzwungenen Migrationen 

– durch internationale Kooperation
zur Bewältigung internationaler
Wanderungsbewegungen,

– durch Anstrengungen, das Be-
wußtsein für die Folgen unkon-
trolliert verlaufender Migrations-
bewegungen und Urbanisierungs-
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prozesse zu schärfen.
• in der Schaffung von tragfähigen

städtischen Strukturen 

– durch Konkretisierung raumord-
nerischer Leitbilder, die eine Har-

monisierung von ”Umwelt und
Entwicklung” zulassen,

– durch Schaffung polyzentrischer
an Stelle monozentrischer Raum-
nutzungsstrukturen.
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Internationale Vereinbarungen zur Lösung
globaler Umweltprobleme

Die Klimarahmenkonvention –
Berlin und danach

Ungeachtet der besorgniserregenden
Hinweise der Wissenschaftler steigen der
weltweite Einsatz fossiler Energieträger
und damit die CO2-Emissionen weiterhin
von Jahr zu Jahr an. Änderungen dieses
Trends sind empirisch weder feststellbar
noch zu erwarten, u.a. wegen einer wach-
senden Weltbevölkerung und einer
expandierenden Weltwirtschaft. Vor die-
sem Hintergrund hat die 1. Konferenz der
Vertragsstaaten der Klimarahmenkon-
vention vom 27.3. – 7.4.1995 in Berlin
die in sie gesetzten Hoffnungen nicht
erfüllt. Erstens ist kein Protokoll
beschlossen worden, und zweitens läßt
die Formulierung des Berliner Mandats
befürchten, daß das in zwei Jahren zu ver-
abschiedende Protokoll auch in der Sub-
stanz den Hoffnungen nicht gerecht wird.
Andererseits darf nicht verkannt werden,
daß die Berliner Konferenz mit der Fest-
stellung der Nichtangemessenheit der
bisherigen Verpflichtungen und der Ver-
abschiedung eines Mandats für die Vorla-
ge eines „Reduktionsprotokolls“ Schritte
für eine effektive Klimaschutzpolitik
getan hat. Jetzt ist es wichtig, daß die
bestehenden Verpflichtungen und Vorga-
ben eingehalten und ihre Weiterentwick-
lung konsequent vorangetrieben werden,
damit die Klimarahmenkonvention zu
einem scharfen Instrument der internatio-
nalen Klimapolitik wird.

Der Beirat legt im vorliegenden Gutach-
ten Szenarien für die globale Reduktion
von CO2 vor, die auf der Grundlage ma-
thematisch-physikalischer Modelle be-
rechnet wurden. Dabei wird in einem
neuartigen Ansatz im „Rückwärtsmodus“
vorgegangen („Invers-Szenario”). Aus
der Analyse der ökologisch und ökono-
misch vermutlich noch tragbaren Bela-
stungen durch Klimaänderungen wird
zunächst ein „Toleranzfenster” für die
zulässigen Klimaentwicklungen festge-
legt und dann die weltweit zulässige
CO2-Emission errechnet. Die Haupter-
gebnisse des Szenarios sind:

1 Die Fortsetzung der gegenwärtigen
Emissionspraxis (business as usual)
würde in weniger als 30 Jahren an die
Grenze des tolerierbaren Klimafen-
sters stoßen und dann innerhalb weni-
ger Jahre einen solch drastischen
Minderungszwang erfordern, daß
kaum Strukturen und Technologien
vorstellbar sind, die diese Minderung
erbringen könnten.

2 Deshalb erscheint dem Beirat ein
Emissionsprofil sinnvoll und umsetz-
bar, bei dem die globalen CO2-Emis-
sionen nach einer Übergangszeit von
etwa 5 Jahren über mehr als 150 Jahre
um jährlich knapp 1% reduziert wer-
den. 

3 Aus physikalischen und chemischen
Gründen ist ein dauerhaftes Einregeln
der globalen anthropogenen CO2-
Emissionen selbst auf konstant niedri-



gem Niveau ohne eine gravierende
Beeinflussung des Klimasystems aus-
geschlossen. Auf lange Sicht, d.h.
über mehrere Jahrhunderte, müssen
daher die anthropogenen CO2-Emis-
sionen aus der Nutzung fossiler
Brennstoffe auf Null reduziert wer-
den, selbst wenn die Vorräte uner-
schöpflich wären. Dabei läßt das Kli-
masystem allerdings beträchtliche
Freiheiten zu, was die Gestaltung des
Emissionsprofils anbetrifft.

Es ist zu vermuten, daß die aus dieser
Vorgabe resultierenden Reduktions-
pflichten auf die Annex-I-Länder (Indu-
strieländer) beschränkt sein werden. Zur
Flexibilisierung der zu erwartenden star-
ren Länderquoten empfiehlt der Beirat
das Instrument der joint implementation
(„Gemeinsame Umsetzung”) mit der
möglichen Erweiterung hin zu einem
zwischenstaatlichen Zertifikatesystem.
Durch diese Instrumente könnten die
erforderlichen Emissionsreduktionen ko-
stengünstiger gestaltet und gleichzeitig
den Entwicklungsländern der Zugang zu
energieeffizienten Technologien erleich-
tert werden.

Empfehlungen:
• Seinem Szenario folgend empfiehlt

der Beirat innerhalb einer sehr kurzen
Implementierungsphase solche Maß-
nahmen einzuleiten, die stetig die
weltweiten CO2-Emissionen um jähr-
lich 1% reduzieren.

• In die Reduktionsstrategien sind so-
bald wie möglich die anderen Treib-
hausgase einzubeziehen. Dazu sind
die Forschung zu den vergleichbaren
Treibhauseffekt-Beiträgen voranzu-
treiben und Mechanismen für die
Anrechnung zu ermitteln, um bei
gleicher ökologischer Effektivität die
Vermeidungskosten zu senken.

• Die vom Bundeskanzler auf der Berli-
ner Konferenz ausgesprochene

Selbstverpflichtung stellt eine Ver-
schärfung des nationalen Reduktions-
ziels und damit eine noch größere
Herausforderung dar. Der Beirat emp-
fiehlt daher, daß die IMA „CO2-
Reduktion“ ihren Maßnahmenkatalog
an die neue Zielvorgabe anpaßt. Eine
solche Analyse müßte insbesondere
die Möglichkeiten von joint imple-
mentation-Projekten und die durch
Reduzierung anderer Treibhausgase
als CO2 erzielbaren Fortschritte prü-
fen.

Das Montrealer Protokoll – Ein
Beispiel für erfolgreiche 
Umweltpolitik

Der Anstieg der wesentlichen anthropo-
genen Quellgase, welche Chlor und
Brom in der Stratosphäre freisetzen (wie
FCKW, Tetrachlorkohlenstoff, Halone
und Methylchloroform), ist deutlich
geringer geworden. Dies ist ein Ergebnis
der vom Montrealer Protokoll und seinen
Ergänzungen geforderten und inzwi-
schen durchgeführten drastischen Redu-
zierungen einiger Quellgase. So war z.B.
der Anstieg von Freon-11 im Jahr 1993
um 25 bis 30% geringer als in den 70er
und 80er Jahren. Das Maximum der
Belastung mit Chlor und Brom in der
Troposphäre dürfte 1994 erreicht worden
sein, in der Stratosphäre wird dieses
Maximum allerdings erst 3 bis 5 Jahre
später erwartet. Trotz der Reduktionser-
folge kann sich die stratosphärische
Ozonschicht wegen der Langlebigkeit
ozonschädigender Substanzen erst Mitte
des nächsten Jahrhunderts auf den ur-
sprünglichen Zustand regenerieren. 

Der Ozonabbau in der Stratosphäre von
etwa 3% pro Jahrzehnt setzt sich aus
regional und zeitlich sehr unterschiedli-
chen Trends zusammen. Über den Tro-
pen und Subtropen (30 ˚N bis 30 ˚S), d.h.
in etwa der Hälfte der Erdatmosphäre, ist
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noch kein signifikanter Ozonabbau fest-
zustellen. Entsprechend stärker müssen
die Trends folglich in den anderen Regio-
nen sein: Besonders dramatisch ist der
Ozonabbau bekanntlich über der Antark-
tis während des dortigen Frühsommers
(„Ozonloch“); aber auch über den mittle-
ren und hohen Breiten von Europa fällt
dieser Trend mit 5% pro Dekade markant
aus.

Empfehlungen:
• Deutschland sollte den multilate-

ralen Fonds zum Schutz der Ozon-
schicht angemessen mitfinanzie-
ren. In seinem Rahmen können
ausgewählte Partnerländer ver-
stärkt unterstützt werden. Maß-
nahmen können für China und
Indien, die beiden größten
FCKW-Verbraucher in dieser
Gruppe, besonders effizient sein.

• Es sind zusätzliche Anstrengun-
gen zu unternehmen, um einen
raschen Ausstieg aus Produktion
und Verbrauch von FCKW und
H-FCKW in allen Ländern ein-
schließlich der Entwicklungs- und
Schwellenländer zu erreichen.
Dabei sollten die diesbezüglichen
UNEP-Anregungen aufgegriffen
und entsprechende Maßnahmen
veranlaßt werden.

Die Seerechtskonvention – Auf
dem Weg zum globalen Schutz der
Meere

Die am 16. November 1994 in Kraft
getretene Seerechtskonvention bietet
nach Auffassung des Beirats einen globa-
len völkerrechtlichen Rahmen, um die
einzelnen Regime regionaler Vereinba-
rungen zusammenzuführen. Sie könnte
so auch der Ansatzpunkt eines funktions-
fähigen globalen Meeresschutzregimes
sein. Damit ist ein bedeutender Schritt
erfolgt: Diese „Verfassung der Ozeane“

schreibt Umweltschutz ausdrücklich als
Grundnorm aller Formen der Meeresnut-
zung fest und verpflichtet die Vertrags-
staaten, die einschlägigen Vertragswerke
als internationale Mindeststandards
umzusetzen oder – im Fall der terrestri-
schen Emissionsquellen – diese zumin-
dest in Betracht zu ziehen. Doch scheint
es noch ein weiter Weg hin zu einem inte-
grierten Umweltmanagement der Meere
zu sein. Selbst in den bedrohten Regio-
nalgewässern der Industrieländer waren
bislang nur partielle Verbesserungen
erreichbar, und in den Entwicklungslän-
dern mangelt es weiterhin an den notwen-
digen finanziellen und technischen
Ressourcen, zu deren ausreichender
Bereitstellung die Industrieländer wiede-
rum bisher nicht bereit schienen. Sollten
internationale Maßnahmen zum Schutz
der Meere jedoch nicht erfolgen, ist ange-
sichts der weiteren Zunahme der Bevöl-
kerung in den Küstengebieten, des
Wachstums industrieller Produktion und
der steigenden regionalen Umweltbela-
stung in den Einzugsgebieten der großen
Flüsse mit weitreichenden und teilweise
irreversiblen Schädigungen zu rechnen.

Empfehlungen:
• Transportfunktion: Maßnahmen zur

Ermittlung von Substandard-Schiffen
und von rechtswidrigen Öleinleitun-
gen sollten im Rahmen des Pariser
Memorandums in Zusammenarbeit
der europäischen Partnerstaaten
intensiviert werden.

• Deponiefunktion: Deutschland sollte
sich für die Verhandlung einer Inter-
nationalen Meeresschutzkonvention
engagieren. Diese könnte die ver-
schiedenen Regionalmeerprogram-
me, insbesondere in Entwicklungs-
ländern, zusammenfassen und mit
Hilfe eines eigenständigen Finanzie-
rungsmechanismus („Blauer Fonds“)
zur Finanzierung entsprechender
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Umweltprogramme der Entwick-
lungsländer beitragen.

Der Beirat empfiehlt der Bundesre-
gierung, erneut initiativ zu werden
und die Nordsee zum geschützten
Sondergebiet erklären zu lassen, um
so Einleitungen von Öl und Chemika-
lien grundsätzlich zu unterbinden. 

• Ressourcenfunktion: Der Beirat emp-
fiehlt, im Rahmen der in Jamaika ein-
zurichtenden Internationalen Meeres-
bodenbehörde darauf hinzuwirken,
daß der kommerzielle Tiefseebergbau
nicht vor einer einvernehmlichen
Festlegung seiner Umweltverträglich-
keit aufgenommen werden darf. Hier
wäre eine Regelung vergleichbar dem
Madrider Umweltschutzprotokoll
zum Antarktis-Vertrag anzustreben.

Wegen der massiven Gefährdung der
globalen Fischbestände sollte
Deutschland sich für eine restriktive
Regelung der Fischfangquoten einset-
zen und dem Prinzip der nachhaltigen
Nutzung (maximum sustainable
yield) zum Durchbruch verhelfen.

Die Wüstenkonvention – Ein
Anfang zum Schutz der Böden

In seinem Jahresgutachten 1994 hat der
Beirat sich ausführlich mit der Frage der
Bodendegradation beschäftigt. Dabei
wurde festgestellt, daß Böden die verletz-
bare, dünne Haut der Erde verkörpern, für
die weltweit schwerwiegende ”Krankhei-
ten” zu diagnostizieren sind. Diese
Krankheiten sind eine ernsthafte, sich in
einigen Teilen der Welt dramatisch ent-
wickelnde Bedrohung für Bevölkerung
und Biosphäre. 

Die 1994 verabschiedete Wüstenkonven-
tion schafft Rahmenbedingungen, indem

sie bestimmte Grundvoraussetzungen der
Desertifikationsbekämpfung festlegt, wie
Effizienzsteigerung durch bi- und multi-
laterale Zusammenarbeit, intensiver
Datenaustausch und gegenseitige Infor-
mationen zwischen den Gebern, Einbe-
ziehung der Zielgruppen bei den Förder-
maßnahmen, Verstärkung der Förderung
durch Forschung und Technologietrans-
fer bei Berücksichtigung der lokalen
Gegebenheiten sowie aktive Beteiligung
der Empfängerländer an diesen Maßnah-
men.

Die Konvention hat jedoch eher pro-
grammatischen Charakter, denn verbind-
liche operationelle und konkrete finan-
zielle Konsequenzen wurden nicht fest-
geschrieben. Die Bedeutung der Konven-
tion ist daher zunächst stärker im poli-
tisch-psychologischen Bereich zu sehen
als im Bereich weltweit verbindlicher
Entwicklungsprogramme. Der Beirat
bedauert, daß die Formulierungen der
Wüstenkonvention über Absichtserklä-
rungen nicht wesentlich hinausgehen.
Lediglich die GEF wurde, und nur mit
großen Einschränkungen, als Geber
neuer und zusätzlicher Mittel aufgeführt.
Auch wurde das 0,7% Ziel für die Ent-
wicklungshilfe nicht mit in die Konven-
tion aufgenommen. Nach Auffassung des
Beirats, der wiederholt eine langfristige
Aufstockung der Entwicklungshilfe gefor-
dert hat, ist damit eine solide finanzielle
Basis für eine wirksame Bekämpfung der
Desertifikation nicht gegeben. Dennoch
ist erkennbar, daß mit dem Wirksamwer-
den der Wüstenkonvention zukünftig
wesentliche Bereiche der bi- und multila-
teralen Entwicklungshilfe für die in der
Konvention umrissenen Regionen betrof-
fen sein werden. 

Empfehlungen:
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• Die formelle Ratifizierung der
Wüstenkonvention sollte so rasch wie
möglich erfolgen. Unter Umständen
wäre eine diplomatische Einflußnah-
me auf andere Länder sinnvoll, die
Konvention so schnell wie möglich zu
ratifizieren. 

• Die Ziele der ersten Vertragsstaaten-
konferenz der Wüstenkonvention
sollten sehr bald definiert werden,
wobei die Ausdehnung in Richtung
auf eine globale Bodenkonvention
angestrebt werden sollte.

• Im Sinne eines vorbeugenden Krisen-
managements sollten solche Länder
bevorzugt unterstützt werden, die
durch die Kombination von Armut,
Desertifikation und politischen Kon-
flikten besonders bedroht sind.

• Bei Forschung im Bereich Desertifi-
kation ist auf den Aspekt der Vernet-
zung von Einzeldisziplinen sowohl
bei der Forschungsförderung vor Ort,
der Förderung internationaler Agrar-
forschung als auch und vor allem
innerhalb der deutschen Wissenschaft
verstärkt zu achten. Generell sollte
angesichts der zunehmenden Bedeu-
tung internationaler Konventionen
über eine stärker konventionenorien-
tierte Forschung nachgedacht werden.

Die Biodiversitätskonvention – Die
Umsetzung steht an

Die Biodiversitätskonvention ist das erste
völkerrechtlich bindende internationale
Abkommen, das einen Querschnittsan-
satz zum Schutz der globalen Biodiversi-
tät verwendet. Als Ziele dieser Rahmen-
konvention werden nicht nur der Natur-
schutz genannt, gleichrangig daneben
stehen auch die nachhaltige Nutzung der
biologischen Vielfalt sowie die ausgewo-
gene Verteilung von Vorteilen, die sich
aus ihrer Nutzung ergeben. Außerdem

wurde der Zugang zu genetischen
Ressourcen völkerrechtlich festgelegt.
Der 1. Vertragsstaatenkonferenz in Nas-
sau 1994 ist es gelungen, die Vorausset-
zung für die weitere Arbeit zu schaffen.
Jetzt steht die Umsetzung in den Ver-
tragsstaaten an, wofür die Erarbeitung
der nationalen Berichte zum Stand der
Biodiversität und die Entwicklung von
Strategien für die Einbeziehung der Kon-
ventionsziele in die nationale Politik
besonders wichtig sind. 

Für eine Bewertung des Erfolgs der Kon-
vention ist es allerdings zu früh, da
inhaltliche Resultate beim jetzigen Stand
des Konventionsprozesses noch nicht
erwartet werden können. Positiv ist, daß
die finanzielle Förderung von Projekten
zur Umsetzung von Zielen der Biodiver-
sitätskonvention bereits stattfindet und
jetzt durch die Vertragsstaatenkonferenz
mit Vergabekriterien geregelt wurde. Als
wichtig für den zukünftigen Verhand-
lungsprozeß erachtet der Beirat die zügi-
ge Erarbeitung eines Protokolls zur Bio-
safety, die Entwicklung eines Instru-
ments zum Schutz der Wälder und die
Anpassung der „Internationalen Ver-
pflichtung zu pflanzengenetischen
Ressourcen” der FAO an die Bestimmun-
gen der Konvention. Die Leistungen der
Biodiversitätskonvention sind aber nicht
nur am eigentlichen Verhandlungsprozeß
selbst zu messen. Die Diskussion um die
Konvention hat das gesellschaftliche
Bewußtsein für die drängenden Probleme
des Arten- und Biotopverlustes geschärft.
Dies ist um so wichtiger, als die Umset-
zung der Konventionsziele nicht von
staatlichen Stellen allein geleistet werden
kann, sondern der Unterstützung der
Umweltverbände und der breiten Öffent-
lichkeit bedarf. 

Empfehlungen:
• Schnelle Vorstellung einer deutschen

Strategie zur Umsetzung der Kon-
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vention.
• Unterstützung des Clearing-House-

Mechanismus der Biodiversitätskon-
vention, unter anderem durch die
Ausweisung einer Anlaufstelle in
Deuschland zur Erleichterung von
Informationsaustausch und Techno-
logietransfer.

• Forschungsförderung auf dem Ge-
biet der Bioprospektierung.

• Hilfe für Entwicklungsländer beim
Aufbau der wissenschaftlichen Infra-
struktur: Inventarisierung der Biodi-
versität, Naturschutzmanagement,
Kapazitätsentwicklung für die eigen-
ständige Verwertung der nationalen
genetischen Ressourcen und Schaf-
fung von Zentralstellen in den Her-
kunftsländern (focal points) zur Ver-
besserung von Effektivität und Kon-
trolle des Zugangs zu genetischen
Ressourcen.

Schutz der Wälder – Protokoll
oder Konvention ?

Eine Umkehr der globalen Trends Wald-
verlust und Walddegradation ist zur Zeit
nicht absehbar. Umso schwerer wiegt das
Fehlen eines völkerrechtlich bindenden
Instrumentariums der globalen Umwelt-
politik zum Schutz der Wälder. Nach dem
Scheitern eines solchen Dokuments auf
der UNCED-Konferenz in Rio de Janeiro
1992, wo nur eine unverbindliche „Wald-
erklärung“ verabschiedet wurde, ist die
Frage weiterhin von höchster Aktualität.
Einerseits könnte man das Thema Wälder
in einer eigenständigen Konvention
behandeln (Waldkonvention). Anderer-
seits besteht seit Inkrafttreten der Biodi-
versitätskonvention die Möglichkeit,
unter ihrem Dach den Umgang mit Wäl-
dern in einem Protokoll zu regeln (Wald-
protokoll). 

Grundsätzlich ist der „Wald“ ein integra-
ler Bestandteil der „Biologischen Viel-

falt“ und verlangt wegen der dramati-
schen Geschwindigkeit seiner Zerstörung
unmittelbare Maßnahmen. Da die Biodi-
versitätskonvention bereits in Kraft ist,
würde ein „Waldprotokoll” voraussicht-
lich weniger Zeit zur Verhandlung benö-
tigen als die Ausarbeitung einer neuen
„Waldkonvention“, bei der die grundle-
genden Ziele erst ausgehandelt werden
müßten. Zudem könnte eine von der Bio-
diversitätskonvention unabhängige Rege-
lung zur Nutzung der Wälder zu einer
entscheidenden Schwächung und Margi-
nalisierung der Biodiversitätskonvention
führen.

Empfehlungen:
• Der Beirat empfiehlt der Bundesre-

gierung, sich für ein „Waldproto-
koll” im Rahmen der Biodiversitäts-
konvention einzusetzen.

Das GATT/WTO-Regime – Wege zu
einer ökologischen Reform

Die Welt wächst wirtschaftlich zusam-
men, was sich vor allem an der zuneh-
menden Handelsverflechtung, der Globa-
lisierung von Produktion und Absatz-
märkten sowie der steigenden Anzahl und
Bedeutung multinationaler Unternehmen
zeigt. Folgen davon sind immer mehr
internationale Arbeitsteilung und ein stei-
gender internationaler Güteraustausch.
Der institutionelle Rahmen für die Rege-
lungen dieser internationalen Handelsbe-
ziehungen ist das General Agreement on
Tariffs and Trade (GATT). 

Mit dem Abschluß der letzten GATT-
Zollrunde hat ein neuer Themenkomplex
offiziell Eingang in das GATT/WTO-
Regime gefunden: die Frage der Wech-
selwirkungen zwischen Handel und Um-
welt. Einerseits können negative Um-
welteffekte aufgrund zunehmender
Transportaktivitäten, erhöhten Ressour-
cenverbrauchs sowie bei der Verlagerung
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umweltverbrauchender Wirtschaftszwei-
ge in Länder mit niedrigeren Umwelt-
standards entstehen. Andererseits können
positive Umwelteffekte erwartet werden,
wenn die Wachstumseffekte Spielraum
für mehr Umweltschutz eröffnen, sich
durch Güteraustausch eine Ausbreitung
emissionsarmer, rohstoffsparender Tech-
niken ergibt oder sich über den mit Güter-
und Faktorenaustausch verbundenen
Wissenstransfer ein höheres Umweltbe-
wußtsein durchsetzt.

Die Vereinbarungen der Uruguay-Runde
1994 haben wichtige strukturelle Neue-
rungen ergeben. Dies sind vor allem die
Berücksichtigung der Umwelt sowie das
Prinzip des sustainable development als
wichtige Ziele in der Präambel der neuen
WTO, der Abbau produktionsgebundener
Subventionen für Landwirtschaft und
Textilindustrie sowie die Reform des
Streitschlichtungsverfahrens. Der Beirat
ist allerdings der Auffassung, daß die
Integration der Umweltbelange in das
GATT-Regime noch längst nicht gelöst
ist. 

Empfehlungen
• Es besteht dringender Bedarf an

einer Einigung über den Begriff des
Öko-Dumping sowie einer effizien-
ten Organisation des Streitschlich-
tungsverfahrens. 

• Bisher erfolgt eine zu geringe
Abstimmung der GATT-Regeln mit

internationalen Umweltübereinkom-
men. Im Fall von Konflikten zwi-
schen GATT und internationalen
Umweltabkommen sollten letztere
Priorität haben.

• Staaten müssen ein berechtigtes öko-
logisches Interesse nachweisen,
wenn sie gegenüber anderen Staaten
Handelssanktionen ergreifen wollen.
Hierunter fallen alle internationalen
Umweltprobleme mit grenzüber-
schreitendem Charakter, wie die
Ozon-, Klima-, Wasser- und Boden-
probleme. Die Handelsmaßnahmen
müssen sich auf konkrete Umwelt-
ziele beziehen, angemessen in ihrem
Umfang und nicht-diskriminierend
sein.

• Sollten diese ökologischen Refor-
men des GATT nicht realisiert wer-
den können, empfiehlt der Beirat, die
Gründung einer eigenständigen
Organisation zu prüfen. Diese sollte
zunächst die bestehenden Umwelt-
übereinkommen überwachen, lang-
fristig aber auch mit zusätzlichen
Kompetenzen zur Durchsetzung und
Fortentwicklung internationaler Um-
weltvereinbarungen ausgestattet
werden.

Zur Lösung globaler Umweltprobleme
müssen die gesellschaftlichen Vorausset-
zungen verbessert werden. Hierzu
erscheint die Beachtung der folgenden
drei Grundkonzepte besonders wichtig:
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Übergreifende Aussagen und Empfehlungen

1 Globale Umweltpolitik wird nur
erfolgreich sein können, wenn
Umweltbewußtsein und die Bereit-
schaft zu umweltgerechtem Handeln
zunehmen. Daher sind die Anstren-

gungen in der Umweltbildung welt-
weit zu verbessern, unter Einbezie-
hung staatlicher wie nichtstaatlicher
Bildungssysteme. Hierzu zählt auch
die Stärkung von Institutionen, die
weltweit Umweltbildung fördern,



z.B. der UNESCO.
2 Der Handlungsspielraum zur Bewäl-

tigung globaler Umweltprobleme
wird auch von der Bevölkerungsent-
wicklung bestimmt. Die geringfügige
Abschwächung der Bevölkerungs-
wachstumsraten sollte Anlaß für ver-
mehrte Anstrengungen sein, weil
doch Hoffnung auf Erfolg besteht.
Von zentraler Bedeutung sind hierbei
die Bekämpfung der Armut, die Ver-
besserung der gesellschaftlichen und
sozialen Stellung der Frau und die
Sicherung der Altersversorgung.

3 Aufgrund von Bevölkerungswachs-
tum, Armut und Umweltzerstörung
steigt in vielen Regionen der Erde der
Migrationsdruck. Wanderungsbewe-
gungen richten sich noch überwie-
gend auf die Nachbarregionen, Euro-
pa wird aber künftig zunehmend
direkt betroffen sein. Der Beirat for-
dert dazu auf, die Ursachen von Wan-
derungen in den Ursprungsländern
direkt zu bekämpfen. Daher darf die
deutsche Entwicklungshilfe auf kei-
nen Fall weiter absinken, langfristig
ist sie deutlich zu erhöhen.

Der zweite Weg zur Lösung globaler
Umweltprobleme besteht in der Formu-
lierung und Durchsetzung internationa-
ler Vereinbarungen. Zu diesem Weg erge-
ben sich folgende übergreifende Aussa-
gen:

1 Raschere Fortschritte in der globalen
Umweltpolitik lassen sich oft dadurch
erzielen, daß handlungswillige Staa-
ten oder Staatengruppen bei bestimm-
ten Problemlösungen eine Vorreiter-
rolle übernehmen. Der Beirat schlägt
vor, sofort mit der Umsetzung eines
CO2-Zertifikatesystems in der Euro-
päischen Union zu beginnen. Die
Pilotphase einer Gemeinsamen Um-
setzung (joint implementation) der

Klimarahmenkonvention sollte um-
gehend eingeleitet und von Deutsch-
land aktiv mitgestaltet werden.

2 Das System internationaler Vereinba-
rungen muß ausgebaut und verbessert
werden, ohne die Zahl der Konventio-
nen ausufern zu lassen. Zu Klima,
Biodiversität und Desertifikation
sowie zur Hohen See liegen inzwi-
schen Konventionen vor, die jetzt
umgesetzt werden müssen. Im
Bereich der Natursphäre bedarf der
Umgang mit Wäldern und Böden
noch verbesserter Regelungen. Für
den Schutz des Waldes empfiehlt der
Beirat eine Regelung in Form eines
Protokolls zur Biodiversitätskonven-
tion. Die Wüstenkonvention sollte
Teil einer umfassenderen Konvention
zum Schutz des Bodens werden. 

Der Beirat plädiert für eine ökologi-
sche Reform des GATT/WTO-Regi-
mes. Sollte sich aus der WTO heraus
keine adäquate Berücksichtigung von
Umweltschutzbelangen abzeichnen,
empfiehlt der Beirat die Schaffung
einer eigenständigen internationalen
Umweltorganisation. 

Für die Bewältigung der Bevölke-
rungsproblematik und für Fragen der
Umweltbildung eignen sich Konven-
tionen nicht. Wohl aber sollten die
Zielformulierungen und Maßnah-
menkataloge der einzelnen Konven-
tionen und anderer internationaler
Vereinbarungen stärker aufeinander
abgestimmt und auf Inkompatibilitä-
ten hin geprüft werden. 

3 Das Instrument der internationalen
Vereinbarung ist weiterzuentwickeln,
es ist eine Voraussetzung für Fort-
schritte in der globalen Umweltpoli-
tik. Das bedeutet nicht, daß die Fort-
entwicklung sich allein auf formali-
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sierte Konventionen mit entsprechen-
den gesonderten Institutionen und
multilateraler Finanzierung stützen
muß. So wäre beispielsweise die
Wüstenkonvention ohne die Rück-
griffmöglichkeit auf bilaterale Mittel
nicht durchsetzbar gewesen.

Der Beirat bekräftigt seine Feststellung,
daß die Haupttrends globaler Umwelt-
probleme – Bevölkerungswachstum, Kli-
mawandel, Verlust an biologischer Viel-
falt, Degradation von Böden und Ver-
knappung des Süßwassers – im wesentli-
chen ungebrochen sind und sich teilwei-
se sogar weiter verschärfen. Die
Notwendigkeit zur Lösung dieser globa-
len Probleme ist dringender denn je.
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Auftrag
Der Wissenschaftliche Beirat der Bun-
desregierung Globale Umweltverände-
rungen (WBGU) wurde vom Bundeska-
binett am 8. April 1992 im Vorfeld der
Konferenz für Umwelt und Entwicklung
in Rio de Janeiro berufen.

Der Beirat soll der Bundesregierung jähr-
lich zur Lage globaler Umweltverände-
rungen und ihrer Folgen ein Gutachten
vorlegen, das Empfehlungen für weitere
Forschungen und für die Umsetzung der
Forschungsergebnisse in umweltpoliti-
sches Handeln enthält.

Daraus ergeben sich folgende Aufgaben:

1 Zusammenfassende, kontinuierliche
Berichterstattung über aktuelle und
akute Probleme im Bereich der globa-
len Umweltveränderungen und ihrer
Folgen, z.B. auf den Gebieten Klima-
veränderungen, Ozonabbau, Tropen-
wälder und sensible terrestrische Öko-
systeme, aquatische Ökosysteme und
Kryosphäre, Artenvielfalt, sozioöko-
nomische Folgen globaler Umweltver-
änderungen. In die Betrachtung sind
die natürlichen und die anthropogenen
Ursachen (Industrialisierung, Land-
wirtschaft, Überbevölkerung, Verstäd-
terung, etc.) einzubeziehen, wobei ins-
besondere die Rückkopplungseffekte
zu berücksichtigen sind (zur Vermei-
dung von unerwünschten Reaktionen
auf durchgeführte Maßnahmen). 

2 Beobachtung und Bewertung der na-
tionalen und internationalen For-
schungsaktivitäten auf dem Gebiet der
globalen Umweltveränderungen (ins-
besondere Meßprogramme, Datennut-
zung und -management, etc.).

3 Aufzeigen von Forschungsdefiziten
und Koordinierungsbedarf.
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4 Hinweise zur Vermeidung von Fehl-
entwicklungen und deren Beseitigung.

Die Federführung für den Beirat liegt al-
ternierend beim Bundesministerium für
Bildung, Wissenschaft, Forschung und
Technologie und dem Bundesministeri-
um für Umwelt, Naturschutz und Reak-
torsicherheit. Zusätzlich bildete die Bun-
desregierung eine Interministerielle Ar-
beitsgruppe (IMA), in der weitere zehn
Ministerien über die Arbeit des Beirats
unterrichtet werden.

Zur Unterstützung des Beirats wurde am
Alfred-Wegener-Institut für Polar- und
Meeresforschung in Bremerhaven eine
Geschäftsstelle eingerichtet.
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